
 

 

 

Kreisstadt Homburg 
 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung 

Es findet eine Sitzung des Bau- und Umweltausschusses am Donnerstag, 29.06.2023 um 
18:00 Uhr, im Rathaus, Kleiner Sitzungssaal, Am Forum 5, 66424 Homburg statt.  
 
Tagesordnung: 
Öffentlicher Teil 
 
1)  Eröffnung der Sitzung 

 
 

2)  Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 23.03.2023 
 

 

3)  Anfrage Bündnis 90/Die Grünen: Prüfung und Installation eines 
höhenverstellbaren Basketballkorbs mit Trippelvorplatz in Beeden 
 

 

4)  Anfrage Bündnis 90/Die Grünen: Aufstellen einer Tischtennisplatte auf dem 
Spielplatz am Beeder Turm 
 

 

5)  Anfrage Bündnis 90/Die Grünen: Unterrichtung über die Einholung von 
hydrogeologischen Gutachten wegen einer Wiedervernässung des 
Königsbruchs 
 

 

6)  Neubau eines Wohnhauses mit Stellplätzen, Am Collinger Berg, Gemarkung 
Kirrberg 
 

 

7)  Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit Einliegerwohnung und zwei 
Doppelgaragen, Am Roßberg, Gemarkung Kirrberg 
 

 

8)  Errichtung eines Pultdaches auf bestehendes Gebäude, Wilmersdorfer Str., 
Gemarkung Erbach-Reiskirchen 
 

 

9)  Neubau eines Mehrfamilienwohnhauses mit 5 Wohneinheiten, Peterstr., 
Gemarkung Erbach-Reiskirchen 
 

 

10)  Allgemeine Unterrichtungen 
 

 

 

Nichtöffentlicher Teil 
 
11)  Genehmigung der Niederschrift der nichtöffentlichen Sitzung vom 23.03.2023 

 
 

12)  Allgemeine Unterrichtungen 
 

 

 
In Vertretung 
Michael Forster 
Bürgermeister 



2023/0317/100 
öffentlich 
Informationsvorlage 
100 - Hauptabteilung 
Bericht erstattet: Bündnis 90 / Die Grünen 
 

 

 
 
 

Anfrage Bündnis 90/Die Grünen: Prüfung und 
Installation eines höhenverstellbaren Basketballkorbs 
mit Trippelvorplatz in Beeden 
 

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N 

Bau- und Umweltausschuss (Kenntnisnahme) 29.06.2023 Ö 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage/n 
 
1 Anfrage Bündnis 90/ Die Grünen (öffentlich) 
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Prof. Dr. Marc Piazolo | Lagerstraße 46 | 66424 Homburg/Saar 

Stadtratsfraktion Homburg/Saar 

  
    

    

    

    

  Fraktionsvorsitzender | Prof. Dr. Marc Piazolo 

  Stv. Fraktionsvorsitzende | Katrin Lauer 

 Stv. Fraktionsvorsitzender | Prof. Dr. Frank Kirchhoff 

An den  
Bürgermeister der Stadt Homburg 

  

Herrn Michael Forster 
Rathaus am Forum 5 
66424 Homburg 

  

Datum |  15.06.2023 

 
 
 
 
A n f r a g e   
  

- Prüfung zur Installation eines höhenverstellbaren Basketballkorbs mit 
Trippelvorplatz in Beeden   

 
 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Michael Forster, 

 

im Namen der Fraktion Die Grünen bitten wir Sie den Tagesordnungspunkt „Prüfung und 

Installation eines höhenverstellbaren Basketballkorbs mit Trippelvorplatz in Beeden“ auf die 

Tagesordnung des Bau- und Umweltausschusses am 29. Juni 2023 zu setzen. 

Für eine Bereitstellung relevanter aktueller Schriftstücke bzw. Information vor der 

Ratssitzung bedanken wir uns. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

     

Katrin Lauer                             Winfried Anslinger                                Frank Kirchhoff 

 

 

      

___ 

___ 
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Prof. Dr. Marc Piazolo | Lagerstraße 46 | 66424 Homburg/Saar 
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Prof. Dr. Marc Piazolo | Lagerstraße 46 | 66424 Homburg/Saar 

Sachverhalt: 

 

Im März 2023 wurde die Bitte, einen höhenverstellbaren Basketballkorb mit Trippelvorplatz in 
Beeden zu installieren, von Jugendlichen mehrfach persönlich an die Beeder 
Ortsvertrauensfrau herangetragen. Der angedachte Ort zur Installation ist der Spielplatz am 
Beeder Turm. 

Auf Anfrage bei der Grünflächenabteilung Herrn Willig und Herrn Blank ergab sich, dass der 
gewählte Platz für dieses Sportgerätes in Bezug auf Abstand zur Bebauung geprüft werden 
muss. Dies sei mit der Unteren Bauaufsicht zu klären. Als möglicher Standort käme auch der 
kleine Sportplatz in Abstimmung mit der Grundschule und dem TV Beeden in Frage, sofern 
der Standort Spielplatz Beeder Turm sich als nicht geeignet herausstellen sollte. Der TV 
Beeden, vertreten durch den Vorstand Herrn Hahn und Frau Weis befürworten ausdrücklich 
dieses Projekt.  

Wir haben bereits gemeinsam bei der Veranstaltung der KSK Saarpfalz „Wir Wunder“ um 
Unterstützung “Basketballkorb“ gebeten. Es wurden 200,00 Euro gespendet, die jetzt auf 
dem Konto des TV Beeden bereitstehen. Wir wissen, dies ist nur ein kleiner Beitrag, aber 
das Anliegen ist uns sehr wichtig und wir finden es beachtlich, dass die Kinder und 
Jugendlichen sich persönlich mit Ihrem Anliegen an Ihre Ortsvertrauensfrau gewandt haben. 

Wir als Kommune sollten zeigen, dass wir das Anliegen unserer Kinder und Jugendlichen 
ernst nehmen. Wir als Grüne bitten dem Wunsch auf diese sinnvolle Freizeitbeschäftigung 
zeitnah nachzukommen und wir bitten daher auf umgehende Standortprüfung und vorzeitige 
Genehmigung der Installation eines höhenverstellbaren Basketballkorb mit Trippelvorplatz. 

Gerne kann auch ein Kontakt mit Eltern, Kindern und Jugendlichen hergestellt werden. 

 

Vielen Dank 
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2023/0318/100 
öffentlich 
Informationsvorlage 
100 - Hauptabteilung 
Bericht erstattet: Bündnis 90/ Die Grünen 
 

 

 
 
 

Anfrage Bündnis 90/Die Grünen: Aufstellen einer 
Tischtennisplatte auf dem Spielplatz am Beeder Turm 
 

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N 

Bau- und Umweltausschuss (Kenntnisnahme) 29.06.2023 Ö 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage/n 
 
1 Anfrage der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen (öffentlich) 
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Prof. Dr. Marc Piazolo | Lagerstraße 46 | 66424 Homburg/Saar 

Stadtratsfraktion Homburg/Saar 

  
    

    

    

    

  Fraktionsvorsitzender | Prof. Dr. Marc Piazolo 

  Stv. Fraktionsvorsitzende | Katrin Lauer 

 Stv. Fraktionsvorsitzender | Prof. Dr. Frank Kirchhoff 

An den  
Bürgermeister der Stadt Homburg 

  

Herrn Michael Forster 
Rathaus am Forum 5 
66424 Homburg 

  

Datum |  15.06.2023 

 
 
 
 
A n f r a g e   
  

- Aufstellen einer Tischtennisplatte auf dem Spielplatz Beeder Turm   
 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Michael Forster, 

 

im Namen der Fraktion Die Grünen bitten wir Sie den Tagesordnungspunkt „Aufstellen einer 

Tischtennisplatte auf dem Spielplatz am Beeder Turm“ auf die Tagesordnung des Bau- und 

Umweltausschusses am 29. Juni 2023 zu setzen. 

Für eine Bereitstellung relevanter aktueller Schriftstücke bzw. Information vor der 

Ratssitzung bedanken wir uns. 

 

freundliche Grüße 

    

Katrin Lauer                             Winfried Anslinger                                Frank Kirchhoff 

 

 

      

  

___ 

___ 
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Prof. Dr. Marc Piazolo | Lagerstraße 46 | 66424 Homburg/Saar 

Sachverhalt: 

 

Bereits seit Februar 2022 wurde mehrfach die Bitte zum Aufstellen einer öffentlichen 
Tischtennisplatte in Beeden an die Beeder Ortsvertrauensfrau herangetragen. 

Auf dem Gelände der Grundschule Beeden gibt es eine Outdoor-Tischtennisplatte, diese ist 
aber nicht frei zugänglich. Das Schulgelände ist am Wochenende abgesperrt. Die 
Tischtennisplatte auf dem kleinen Spielplatz Pirminiuspark ist sehr in die Jahre gekommen 
und verfügt auch nicht über die erforderliche Standardmaße. 

Die Ausgaben für eine neue Tischtennisplatte sind erfreulicherweise genehmigt und laut 
Herrn Blank im Haushalt berücksichtigt. Bei der Neugestaltung des Spielplatzes am Beeder 
Turm wurde der Stellplatz für die Platte auch bereits berücksichtigt. 

Bisher konnte leider noch keine Ausschreibung für die Tischtennisplatte erfolgen, da der 
Haushalt für das kommende Jahr zwar durch den Stadtrat beschlossen, aber noch nicht 
durch die Aufsichtsbehörden genehmigt ist. 

Wir bitten zu prüfen, ob eine Ausschreibung nicht dennoch zeitnah erfolgen kann. Wir weisen 
darauf hin, dass eine Ausschreibung Zeit benötigt, aber der zuständige Herr Blank ab 
September 2023 in den Ruhestand eintritt. Dann wären die Kapazitäten im Bereich 
Spielplätze/Grünfläche weiter eingeschränkt.  

Die Tischtennisplatte würde von größeren Kindern und Jugendlichen gerne genutzt auch 
außerhalb von Vereinstätigkeit. Tischtennis-Spielen ist eine gesunde aktive 
Freizeitbeschäftigung, die auch im Hinblick auf die lange Coronazeit einen wichtigen Beitrag 
für eine positive Entwicklung der Kinder und Jugendlichen bewirkt.  

Wir freuen uns, für eine positive Behandlung unserer Anfrage. 

Vielen Dank 
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2023/0320/100 
öffentlich 
Informationsvorlage 
100 - Hauptabteilung 
Bericht erstattet: Bündnis 90 / Die Grünen 
 

 

 
 
 

Anfrage Bündnis 90/Die Grünen: Unterrichtung über die 
Einholung von hydrogeologischen Gutachten wegen 
einer Wiedervernässung des Königsbruchs 
 

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N 

Bau- und Umweltausschuss (Kenntnisnahme) 29.06.2023 Ö 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anlage/n 
 
1 Anfrage Bündnis 90/ Die Grünen (öffentlich) 
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Prof. Dr. Marc Piazolo | Lagerstraße 46 | 66424 Homburg/Saar 

Stadtratsfraktion Homburg/Saar 

  
    

    

    

    

  Fraktionsvorsitzender | Prof. Dr. Marc Piazolo 

  Stv. Fraktionsvorsitzende | Katrin Lauer 

 Stv. Fraktionsvorsitzender | Prof. Dr. Frank Kirchhoff 

An den  
Bürgermeister der Stadt Homburg 

  

Herrn Michael Forster 
Rathaus am Forum 5 
66424 Homburg 

  

Datum |  20.06.2023 

 
 
 
 
A n f r a g e   
  
- Einholen von hydrogeologischen Gutachten 

 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Michael Forster, 

 

im Namen der Fraktion Die Grünen bitten wir Sie den Tagesordnungspunkt „Unterrichtung 

über die Einholung von hydrogeologischen Gutachten wegen einer Wiedervernässung des 

Königsbruchs“ auf die Tagesordnung des Bau- und Umweltausschusses am 29. Juni 2023 zu 

setzen. 

Für eine Bereitstellung relevanter aktueller Schriftstücke bzw. Information vor der 

Ratssitzung bedanken wir uns. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

  

Katrin Lauer                      Frank Kirchhoff 

 

  

___ 

___ 
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Prof. Dr. Marc Piazolo | Lagerstraße 46 | 66424 Homburg/Saar 

Sachverhalt: 

 

In den vergangenen Monaten wurde wiederholt von Seiten der Stadtverwaltung auf 
Probleme beim Identifizieren geeigneter Institutionen und Unternehmen zur Erstellung eines 
hydrogeologischen Gutachtens im Rahmen einer möglichen Wiedervernässung des 
Königsbruches hingewiesen.  

Zur Einschätzung der Situation und zur möglichen Mithilfe bitten wir um die Beantwortung 
der folgenden Fragen: 

 

1. Welche Mindestanforderungen und Qualifikationen zur Gutachterfunktion wurden von 
den möglichen Unternehmen erwartet und abgefragt? 

2. Welche von der Stadt erwarteten Leistungen wurden in einem Verzeichnis zur 
Entscheidung über eine Erstellung eines hydrogeologischen Gutachtens zur 
Verfügung gestellt? 

3. Wie viele Institutionen oder Unternehmen wurden angefragt? 

4. Wie wurden Absagen durch die Unternehmen begründet? 

 

Wir bedanken uns für die Beantwortung dieser Fragen im BUA im voraus. 
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2023/0295/610 
öffentlich 
Beschlussvorlage 
610 - Stadtplanung / Bauordnung 
Bericht erstattet: Michael Banowitz 

 

 

Neubau eines Wohnhauses mit Stellplätzen, Am 
Collinger Berg, Gemarkung Kirrberg 

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N 

Bau- und Umweltausschuss (Entscheidung) 29.06.2023 Ö 
Ortsrat Kirrberg (Anhörung) 20.06.2023 N 

 
Beschlussvorschlag 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Baugesetzbuch samt Befreiung wird 
erteilt. 
 
Sachverhalt 
 
Der Gemeinde liegt ein Bauantrag zum Neubau eines Wohnhauses mit 
Stellplätzen vor. 
 
Bauvorhabenbeschreibung des Entwurfsverfassers: 
 
„Bauvorhabenbeschreibung des Entwurfsverfassers: Das Baugrundstück liegt in 
der Straße „Am Collinger Berg“. Geplant ist der Neubau eines 
Einfamilienwohnhauses. Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes „Colling“ der Gemeinde Kirrberg von 1968. 
Geplant ist ein Gebäude mit der Traufhöhe von 4,01m bzw. 4,36m, einer 
Dachneigung von 30° und einem Vollgeschoss, welches traufseitig zur Straße hin 
platziert wird. Das geplante Wohnhaus wurde an der breitesten Stelle mit 3,17m 
außerhalb der Baugrenze geplant. 
In der Nachbarschaft befinden sich ebenfalls Gebäude, welche die Baugrenze 
überschreiten. Die Wohnhäuser "Am Collinger Berg" 9 und 16a liegen komplett 
außerhalb des Baufensters, womit diese die Baugrenze um weit mehr als 10,00m 
überschreiten. Auch die Wohnhäuser mit den Hausnummern 18, 56, 50 und 52 
überschreiten die Baugrenze straßenseitig teilweise weit über 3,00m. Bei der 
direkten vorhandenen Nachbarbebauung liegen die Baugrenzen deutlich weiter 
an der Straße, sodass der geplante Neubau nicht in den Vordergrund rückt. Das 
Grundstück ist mit 509m² nicht sehr groß und ein Zurücksetzen des Hauses hinter 
die Baugrenze würde die Planung eines Terrassenbereichs sowie ausreichend 
Grünanlagen durch die leichte Hanglage fast unmöglich machen. So bleibt der 
innere Grüngürtel, den die hinten angrenzenden Flurstücke mit dem 
Baugrundstück zusammen bilden, erhalten, wodurch sich die Planung harmonisch 
in die Bestandsbebauung einfügt und eine große zusammenhängende Grünfläche 
entsteht. Zudem wird die Versiegelungsfläche der Zufahrt und dem 
Eingangsbereich nicht unnötig vergrößert werden. Die Grundzüge der Planung 

TOP 6



des Bebauungsplanes werden nicht berührt und nachbarliche Interessen werden 
gewürdigt.“ 
 
Bauplanungsrechtliche Beurteilung: 
 
Das Vorhabengrundstück liegt im Geltungsbereich eines Bebauungsplans (Nr. 
603, Colling), welcher seit dem 30.05.1968 rechtskräftig ist. Festgesetzt ist ein 
Allgemeines Wohngebiet sowie eine GRZ von 0,4 und eine GFZ von 0,7. Es sind 
zwei Vollgeschosse zulässig. Beantragt wird eine Befreiung bezüglich der 
Überschreitung der Baugrenzen, welche im Lageplan dargestellt wurde. In diesem 
ist auch ersichtlich, dass einige Wohngebäude in der näheren Umgebung 
ebenfalls die Baugrenze überschreiten. Seitens Abteilung 610 kann der Befreiung 
zugestimmt werden, da die Grundzüge der Planung durch die aktuelle 
Bestandssituation nicht berührt werden und das Bauvorhaben in Gänze 
städtebaulich vertretbar ist. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Keine 
 
 
Anlage/n 
 
1 Planunterlagen (öffentlich) 
2 Luftbild (öffentlich) 
3 Lageplan (öffentlich) 
4 603_Colling_komprimiert (öffentlich) 

TOP 6



TOP 6



Kennzeichnung des Baugrundstücks im Bebauungsplan
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UNTERSCHRIFT
ENTWURFSVERFASSER:

ABSTANDSFLÄCHENPLAN

BAUVORHABEN:

BAUHERR:

UNTERSCHRIFT
BAUHERR:

KB: DATUM: GEZ: GEÄNDERT: VON: HERSTELLER:

BAUORT: 66424 Kirrberg (SL)
Am Collinger Berg

Kreis: Saar-Pfalz-Kreis , Gmk.: Kirrberg
Flur 5, Flurstück 1109/11, Gr. 509m²

Christian Fritsch
Anna Fritsch

Heinrich-Pestalozzi-Straße 13
69151 Neckargemünd

JBe 09.01.2023 ALE

Dipl.-Ing. (FH) Architektin
Am Bornrain 14, 35099 Burgwald
cerstin.arnold@googlemail.com

Cerstin Arnold

HERSTELLUNG

GÜTEZEICHEN

HOLZHAUSBAU

R A L

M 1 : 200

WOHNHAUSNEUBAU
MIT STELLPLÄTZEN

BV: 21930

FingerHaus GmbH * Auestraße 45 * 35066 Frankenberg/Eder * Tel. +49 6451 504-0 * Fax +49 6451 504-100
TOP 6

Bomke
Rechteck



Bauvorhaben: WOHNHAUSNEUBAU BV: 21930
MIT STELLPLÄTZEN

Bauherr: Christian und Anna Fritsch 
Heinrich-Pestalozzi-Straße 13
69151 Neckargemünd Gemarkung: Kirrberg

Bauort: Am Collinger Berg Flur: 5
66424 Kirrberg (Saarland) Flurstück: 1109/11

GRUNDFLÄCHENZAHL
BERECHNUNG DER BAULICHEN NUTZUNG

Bezeichnung Länge x Breite Ergebnis

HAUPTANLAGEN
Wohnhaus 14,40 x 8,15 = 117,36 m²

Hauptgebäude: 117,36 m²
Nebengebäude: 0,00 m²
Bebaute Fläche: 117,36 m²

Grundstücksfläche: 509,00 m²

Geplante/vorh. Grundflächenzahl: zulässige Grundflächenzahl
lt. B-Plan (BauNVO 1968)

gepl. GRZ = 117,36 : 509 - NUR HAUPTGEBÄUDE
gepl. GRZ = 117,36 : 509 - GESAMT 0,40 = 203,6 m²

0,23 NUR HAUPTANLAGEN 0,40
0,23 GESAMT 0,40

Die zul. Grundflächenzahl wird eingehalten

Bauherr Verfasser
21.02.2023 ALE

<
<
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Bauvorhaben: WOHNHAUSNEUBAU BV: 21930
MIT STELLPLÄTZEN

Bauherr: Christian und Anna Fritsch 
Heinrich-Pestalozzi-Straße 13
69151 Neckargemünd Gemarkung: Kirrberg

Bauort: Am Collinger Berg Flur: 5
66424 Kirrberg (Saarland) Flurstück: 1109/11

GESCHOSSFLÄCHENZAHL
BERECHNUNG DER BAULICHEN NUTZUNG

Das Dachgeschoss ist kein Vollgeschoss! (siehe "Nachweis der Geschossigkeit")

Bezeichnung Länge x Breite Ergebnis

Erdgeschoss 14,40 x 8,15 = 117,36 m²

Dachgeschoss 6,541 x 6,067 + 3,364 x 6,067 = 60,09 m²
(Aufenthaltsräume)

Geschossflächen (siehe oben): 177,45 m²

Grundstücksfläche: 509,00 m²

Geplante/vorh. Geschossflächenzahl: zulässige Geschossflächenzahl:
lt. B-Plan (BauNVO 1968)

gepl. GFZ = 177,45 : 509 0,70 = 356,3 m²

0,35 0,70

Die zul. Geschossflächenzahl wird eingehalten

Bauherr Verfasser
21.02.2023 ALE

<
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Bauvorhaben: WOHNHAUSNEUBAU BV: 21930
MIT STELLPLÄTZEN

Bauherr: Christian und Anna Fritsch 
Heinrich-Pestalozzi-Straße 13
69151 Neckargemünd Gemarkung: Kirrberg

Bauort: Am Collinger Berg Flur: 5
66424 Kirrberg (Saarland) Flurstück: 1109/11

NACHWEIS DER GESCHOSSIGKEIT:  DACHGESCHOSS

Bezeichnung Länge x Breite Ergebnis

Geschossfläche mit vorgegebener Mindesthöhe:

Dachgeschoss 14,40 x 3,705 = 53,35 m²
(mit 1,80 m Höhe)

Bezeichnung Länge x Breite Ergebnis

Bezugsfläche:

Dachgeschoss 14,40 x 8,15 = 117,36 m²
(Grundfläche)

Definition:

Nach den Festsetzungen der jeweiligen Landesbauordnung ist ein Dachgeschoss ein Vollgeschoss, wenn

seine Grundfläche mit einer vorgegebenen Mindesthöhe größer ist als seine Bezugsfläche.

Grundfläche Dachgeschoss mit der in Bezugsfläche nach LBO 1965:

der LBO festgelegten Mindesthöhe:

A = 53,35 m² A = 117,36 x 2/3

53,35 m² 78,24 m²

Das Dachgeschoss ist kein Vollgeschoss!

Bauherr Verfasser
21.02.2023 ALE

<
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WOHNHAUSNEUBAU

MIT STELLPLÄTZEN

Am Collinger Berg

Aufmaßwert Ausführung Wert

E
in

h
.

Grundfläche Wohnfläche 0.0 - 1.0 m (0 %) 0,000 m²
Grundfläche Wohnfläche 1.0 - 2.0 m (50 %) 17,996 m²
Grundfläche Wohnfläche >= 2.0 m (100 %) 120,461 m²

138,457 m²

Aufmaßwert Ausführung Stockwerk Nr. Raumname

R
-N

r. Wohnung - 

Raumgruppe
Wert

E
in

h
.

Grundfläche Wohnfläche 0.0 - 1.0 m (0 %) DG GAST 10 0,000 m²
Grundfläche Wohnfläche 0.0 - 1.0 m (0 %) DG SCHLAFEN 11 0,000 m²
Grundfläche Wohnfläche 0.0 - 1.0 m (0 %) DG ABST 13 0,000 m²
Grundfläche Wohnfläche 1.0 - 2.0 m (50 %) DG FLUR 9 0,887 m²
Grundfläche Wohnfläche 1.0 - 2.0 m (50 %) DG GAST 10 4,817 m²
Grundfläche Wohnfläche 1.0 - 2.0 m (50 %) DG SCHLAFEN 11 8,132 m²
Grundfläche Wohnfläche 1.0 - 2.0 m (50 %) DG WC 12 1,115 m²
Grundfläche Wohnfläche 1.0 - 2.0 m (50 %) DG ABST 13 3,044 m²
Grundfläche Wohnfläche >= 2.0 m (100 %) EG ARBEITEN 2 16,387 m²
Grundfläche Wohnfläche >= 2.0 m (100 %) EG KÜCHE 3 8,970 m²
Grundfläche Wohnfläche >= 2.0 m (100 %) EG WOHNEN/ESSEN 4 36,851 m²
Grundfläche Wohnfläche >= 2.0 m (100 %) EG BAD 6 7,988 m²
Grundfläche Wohnfläche >= 2.0 m (100 %) EG DIELE 1 12,738 m²
Grundfläche Wohnfläche >= 2.0 m (100 %) DG FLUR 9 8,342 m²
Grundfläche Wohnfläche >= 2.0 m (100 %) DG GAST 10 10,132 m²
Grundfläche Wohnfläche >= 2.0 m (100 %) DG SCHLAFEN 11 15,781 m²
Grundfläche Wohnfläche >= 2.0 m (100 %) DG WC 12 2,703 m²
Grundfläche Wohnfläche >= 2.0 m (100 %) DG ABST 13 0,569 m²

138,457 m²

Aufmaßwert Ausführung Stockwerk Nr. Raumname

R
-N

r. Wohnung - 

Raumgruppe
Wert

E
in

h
.

NGF Nebennutzfläche (NF 7) / Regelfall R / 2.578 EG HWR 8 12,033 m²

12,033 m²

Unterschrift Bauherr

21.02.2023 ALE
Unterschrift Verfasser

Liste der Nutzungsflächen gemäß Netto-Raumflächen (NRF) nach DIN 277

Summe der (NGF) Auswahl

Liste der Räume gemäß Wohnflächenverordnung (WoFlV)

Summe der (WoFlV) Auswahl

Wohnfläche / Wohnflächenverordnung (WoFlV)

Summe der (WoFlV) Auswahl

Bauvorhaben:

Bauherr:

Bauort:

Heinrich-Pestalozzi-Straße 13 69151 Neckargemünd

Christian Fritsch und Anna Fritsch

66424 Kirrberg (SL)

BV-Nr. 21930

Gmk.: Kirrberg, Flur 5, Flurstück 1109/11, Gr. 509m²
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Kartendarstellungen mit Überlagerung des Katasterbestandes können zu Fehlinterpretationen führen.                         
Die Lage der Grundstücksgrenze zur Örtlichkeit ist letztlich nur durch eine örtliche, amtliche Vermessung feststellbar. TOP 6
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2023/0296/610 
öffentlich 
Beschlussvorlage 
610 - Stadtplanung / Bauordnung 
Bericht erstattet: Michael Banowitz 

 

 
 
 

Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit 
Einliegerwohnung und zwei Doppelgaragen, Am 
Roßberg, Gemarkung Kirrberg 

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N 

Bau- und Umweltausschuss (Entscheidung) 29.06.2023 Ö 
Ortsrat Kirrberg (Anhörung) 20.06.2023 Ö 

 
Beschlussvorschlag 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Baugesetzbuch samt der Befreiung 
wird erteilt. 
 
Sachverhalt 
 
Der Gemeinde liegt ein Bauantrag zum Neubau eines Einfamilienwohnhauses mit 
Einliegerwohnung und zwei Doppelgaragen samt Befreiungsantrag vor. 
 
Bauplanungsrechtliche Beurteilung: 
 
Das Vorhabengrundstück liegt im Geltungsbereich eines Bebauungsplans (Nr. 609, 
Am Roßberg), welcher seit dem 08.02.1992 rechtskräftig ist. Festgesetzt ist ein 
Allgemeines Wohngebiet sowie eine GRZ von 0,4 und eine GFZ von 0,7. Es sind 
zwei Vollgeschosse zulässig. Beantragt wird eine Befreiung bezüglich der 
Überschreitung der Baugrenzen, welche im Lageplan dargestellt wurde. Seitens 
Abteilung 610 kann der Befreiung zugestimmt werden, da die Grundzüge der 
Planung durch die aktuelle Bestandssituation nicht berührt werden und das 
Bauvorhaben in Gänze städtebaulich vertretbar ist. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Keine 
 
 
Anlage/n 
 
1 Luftbild (öffentlich) 
2 Lageplan (öffentlich) 
3 01 Ansichten (öffentlich) 
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4 02 Ansichten (öffentlich) 
5 Abstandsflächenplan.neu Garage Strassenkante acp als Grundriss 
(öffentlich) 
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Kartendarstellungen mit Überlagerung des Katasterbestandes können zu Fehlinterpretationen führen.                         
Die Lage der Grundstücksgrenze zur Örtlichkeit ist letztlich nur durch eine örtliche, amtliche Vermessung feststellbar. TOP 7
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2023/0297/610 
öffentlich 
Beschlussvorlage 
610 - Stadtplanung / Bauordnung 
Bericht erstattet: Michael Banowitz 

 

 

Errichtung eines Pultdaches auf bestehendes Gebäude, 
Wilmersdorfer Str., Gemarkung Erbach-Reiskirchen 

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N 

Bau- und Umweltausschuss (Entscheidung) 29.06.2023 Ö 
 
Beschlussvorschlag 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Baugesetzbuch samt der Befreiung 
wird erteilt. 
 
Sachverhalt 
 
Der Gemeinde liegt ein Bauantrag zur Errichtung eines Pultdaches auf ein 
bestehendes Wohnhaus zur Wohnhauserweiterung vor. Eine 
Bauvorhabenbeschreibung des Entwurfsverfassers befindet sich im Anhang. 
 
Bauplanungsrechtliche Beurteilung: 
 
Für das Vorhabengrundstück existiert ein Bebauungsplan (Nr. 112 Berliner Straße 
I. BA Teilbereich 2), welcher seit dem 03.04.1990 rechtskräftig ist. Festgesetzt ist 
ein Reines Wohngebiet, eine GRZ von 0,6 sowie eine GFZ von 0,6. Es ist maximal 
ein Vollgeschoss zulässig. Zudem ist eine örtliche Bauvorschrift (Berliner Str. I 
Teilbereich vom 14.07.1975) anzuwenden. Es wird die Erteilung einer Befreiung 
gemäß § 31 Abs. 2 BauGB von den Festsetzungen des Bebauungsplans wegen 
Überschreitung der GFZ um 0,24 beantragt. Die ermittelte neue GFZ beträgt 0,84. 
Das Obergeschoss wird durch die Veränderung des Pultdachs zu Wohnraum 
ausgebaut. Bis auf die erhöhte Geschossflächenzahl werden keine weiteren 
Festsetzungen verletzt, der städtebauliche Charakter bleibt erhalten. Seitens 
Abteilung 610 Stadtplanung kann der Befreiung zugestimmt werden. 
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Keine 
 
 
Anlage/n 
 
1 Luftbild (öffentlich) 
2 Lageplan (öffentlich) 
3 Ansicht (öffentlich) 
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4 Schnitt (öffentlich) 
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Kartendarstellungen mit Überlagerung des Katasterbestandes können zu Fehlinterpretationen führen.                         
Die Lage der Grundstücksgrenze zur Örtlichkeit ist letztlich nur durch eine örtliche, amtliche Vermessung feststellbar. TOP 8
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2023/0298/610 
öffentlich 
Beschlussvorlage 
610 - Stadtplanung / Bauordnung 
Bericht erstattet: Michael Banowitz 

 

 
 
 

Neubau eines Mehrfamilienwohnhauses mit 5 
Wohneinheiten, Peterstr., Gemarkung Erbach-
Reiskirchen 

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N 

Bau- und Umweltausschuss (Entscheidung) 29.06.2023 Ö 
 
Beschlussvorschlag 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Baugesetzbuch samt Befreiung wird 
erteilt. 
 
Sachverhalt 
 
Der Gemeinde liegt ein Bauantrag zum Neubau eines Mehrfamilienwohnhauses mit 
5 Wohneinheiten vor. 
 
Bauvorhabenbeschreibung des Entwurfsverfassers: 
 
„Wir beabsichtigen den Bau eines Mehrfamilienhauses mit 5 Wohnungen. Das 
Projekt befindet sich an der folgenden Adresse: 66424 Homburg, Peterstraße, 
Gemarkung: Erbach-Reiskirchen, Flurstück: 3678/1, 2522/13. Das projektierte 
Gebäude befindet sich auf einem Grundstückmit den Maßen 30,15m mal 18,31m 
in der Mitte des Grundstücks, Baugrundstücksfläche 552 m². Die Topographie des 
Geländes ist eben. Die Topografie ist so angelegt, dass das Grundstück auf 
natürliche Weise entwässert werden kann. Neben dem geplanten Haus ist eine 
Fertiggarage für die Lagerung von Fahrrädern, Kinderwägen, Rollstühlen und 
Spielgeräten für Kinder vorgesehen. Vor dem Eingang des Hauses befindet sich ein 
Müllplatz. Auf dem Grundstück stehen 8 Parkplätze und ein Spielplatz zur 
Verfügung, der auf der südlichen Seite des Grundstücks in einer Entfernung von der 
Fahrbahn vorgesehen ist. Die Freifläche ist mit einzelnen Pflanzen und Sträuchern 
begrünt. Für die Landschaftsbauteile werden wasserdurchlässige Beläge für 
Einfahrten, Parkplätze und Gehwege verwendet. 
Das Gebäude ist mit der Hauptfassade nach Süden ausgerichtet, was der 
meridionalen Ausrichtung entspricht und die längste Sonneneinstrahlung bietet. 
Das geplante Gebäude hat eine Firsthöhe von 10,89 m und eine Traufhöhe von 
6,59m. Das Wohnhaus ist mit 2 Vollgeschossen und einem Dachgeschoss 
konzipiert. Dachgeschoss ist kein Vollgeschoss. Die Dachform ist ein Satteldachmit 
einer Dachneigung von 40° und einer KN von 0,25 m. Im Dachgeschoss befindet 

TOP 9



sich eine Dachgaube mit einer ungewohnten Größe von 1/3 der Hauslänge. Die 
Schleppgaube ist mit einer Dachneigung von 12° und einer KN von 2,875m. Das 
Obergeschoss verfügt über 2 Balkone 3x1,5m. Das Wohnhaus ist an die 
umgebende Bebauung angepasst. Die Bautiefe des geplanten Hauses von der 
Peterstraße orientiert sich an der Bautiefe der Häuser 21 und 23.“ 
 
Bauplanungsrechtliche Beurteilung: 
 
Das Vorhabengebiet liegt im Geltungsbereich eines Bebauungsplans (109 Dell), 
welcher seit dem 08.09.1967 rechtskräftig ist. Festgesetzt ist ein Allgemeines 
Wohngebiet mit einer GRZ von 0,4 und einer GFZ von 0,7. Es sind maximal zwei 
Vollgeschosse zulässig. Es wird eine Befreiung der zulässigen GFZ von 0,7 
beantragt, welche um 45m² überschritten wird. Seitens Abteilung 610 kann der 
Befreiung zugestimmt werden, da die Grundzüge der Planung nicht berührt werden 
und das Bauvorhaben in Gänze städtebaulich vertretbar ist. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Keine 
 
 
Anlage/n 
 
1 Luftbild (öffentlich) 
2 ANSICHTEN 1 (öffentlich) 
3 ANSICHTEN 2 (öffentlich) 
4 Lageplan (öffentlich) 
5 SCHNITT (öffentlich) 
6 Straßenabwicklung (öffentlich) 
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Kartendarstellungen mit Überlagerung des Katasterbestandes können zu Fehlinterpretationen führen.                         
Die Lage der Grundstücksgrenze zur Örtlichkeit ist letztlich nur durch eine örtliche, amtliche Vermessung feststellbar. TOP 9
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ANSICHT VON SÜDEN

Abstandfläche:
AF2:(H2+H3)/2x0,40+D/3*0,40=(6.59+6.84)/2x0,40+(4,30/3)*0,40=3,26 m

DIPL.-ING. ANDREY TIMAKOV
TANNENSTRAßE 38
67655 KAISERSLAUTERN

Dach:
• Dachkonstruktion: Satteldachals Pfettendach mit
einer Dachneigung von DN 40°, KN = 0.25 m,
• Schleppgaube DN 12°, KN = 2.875 m,
• Dachschalung : Raumseitige Beplankung mit
Gipskartonplatten
• Dämmstoff : Wärmedämmung lt. Nachweis
Wärmeschutz
• Dachhaut : Betondachsteine: Farbe: wird noch
bemustert
Außenwände :
• Außenwände : Mauerwerk aus Porenbeton, im
Dünnbett verlegt, Dicke = 36,5 cm.
• Außenputz: Mineral. Leichtputz 2,0 cm als Unterputz,
Strukturoberputz, Farbe und
Struktur nach Wahl des Bauherren.
• Innenputz: Gipsputz 1,5 cm.
Innenwände:
• Tragendewände: Mauerwerk aus Kalksandstein, im
Dünnbett verlegt, Dicke 17,5 cm und 24 cm.
• Nicht Tragendewände: : Mauerwerk aus Porenbeton,
im Dünnbett verlegt, Dicke = 11,5 cm.
• Innenputz: Gipsputz 1,5 cm, in Bädern und WC
Kalkzementputz.
Geschoßdecken:
• Decke über EG und OG Betonmassivdecke laut Statik.
• Decke über DG Holzbalkendecke laut Statik.
Innentreppen:
• EG-OG-DG - Betontreppe
Fenster / Fenstertüren / Haustür: Kunstoff/Alu
Gründung:
• Fundamentarten: Bodenplatte laut Statik
Frostsicher und auf tragfähigem Boden gründen!
Gründungs- und Abdichtungsmassnahmen gem.
Bodengutachten!

geändert am: geändert durch: AT

Maßstab:Plan:

1:100

Gemarkung: Erbach-Reiskirchen   Flurstk.: 3678/1, 2522/13

Bauort:

Bauherr:

Unterschrift Entwurfsverfasser:
Index

a
b
c
d
e
f

Unterschrift Bauherr(en)

Peterstraße,
66424 Homburg

ENTWURFSVERFASSER:

Alina und Vitali Resch

Paul-Klee-Straße 22

66424 Homburg

erstellt am: 10.05.2023 erstellt durch:

ANSICHT VON OSTEN,
ANSICHT VON SÜDEN
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Handgurtwickler
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Nachweis Vollgeschossigkeit DG:
Geschossfläche F=16.24x10.24+13.99x6.875=166,30 m²
2/3 = 110,87 m²
vorhanden:
(16,24*4,87)+(5,24*2,685)=93,15 m²
93,15 m²< 110,87 m² =>
Dachgeschoss = kein Vollgeschoss

H = 1.00 mH = 1.00 m

H = 2.00 mH = 2.00 m

H = 1.00 mH = 1.00 m

H = 2.00 mH = 2.00 m

DIPL.-ING. ANDREY TIMAKOV
TANNENSTRAßE 38
67655 KAISERSLAUTERN

geändert am: geändert durch: AT

Maßstab:Plan:

1:100

Gemarkung: Erbach-Reiskirchen   Flurstk.: 3678/1, 2522/13
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Bauherr:

Unterschrift Entwurfsverfasser:
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Unterschrift Bauherr(en)

Peterstraße,
66424 Homburg

Straßenabwicklung,
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ENTWURFSVERFASSER:

Alina und Vitali Resch

Paul-Klee-Straße 22

66424 Homburg

erstellt am: 10.05.2023 erstellt durch:
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2023/0306/610 
öffentlich 
Beschlussvorlage 
610 - Stadtplanung / Bauordnung 
Bericht erstattet: Michael Banowitz 

 

 
 
 

Neubau Pflegezentrum und Wohnungen sowie 
Ärztehaus, Zweibrücker Str., Gemarkung Homburg 

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N 

 
Beschlussvorschlag 
 
Das gemeindliche Einvernehmen nach § 36 Baugesetzbuch samt den Befreiungen 
wird erteilt. 
 
Sachverhalt 
 
Der Gemeinde liegt eine Bauvoranfrage zum Neubau eines Pflegezentrums und 
Wohnungen sowie einem Ärztehaus vor. Die Bauvoranfrage beinhaltet drei 
Befreiungsanträge. Dabei handelt es sich um die Überschreitung der festgesetzten 
Baugrenzen, die Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe von 8,00m sowie 
der Überschreitung der festgesetzten GRZ von 0,6.  
Das Maß der Überschreitungen ist aus den Befreiungsanträgen sowie den 
beigefügten Planunterlagen (Bauvoranfrage Rechts am Zweibrücker Weg) zu 
entnehmen. Eine Bauvorhabenbeschreibung ist ebenfalls in dieser Datei ersichtlich. 
 
Bauplanungsrechtliche Beurteilung: 
 
Gemäß § 31 Abs. 2 kann von den Festsetzungen des Bebauungsplans befreit 
werden, wenn die Grundzüge der Planung nicht berührt werden, die Abweichung 
städtebaulich vertretbar ist und wenn die Abweichung auch unter Würdigung 
nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. Die 
Zulässigkeitstatbestände sind erfüllt. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Keine 
 
 
Anlage/n 
 
1 Flächenzusammenstellung (öffentlich) 
2 Stellplatznachweis (öffentlich) 
3 Bauvoranfrage-rechts-am-Zweibrücker-Weg_verkl (öffentlich) 
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architektur scheib 
 

 

 

Flächenzusammenstellung Nutzungsarten 

 

Neubau Pflegezentrum und Wohnungen sowie Ärztehaus 

„Rechts am Zweibrücker Weg“ 

Zweibrücker Straße 

66424 Homburg 

Flurstücke 1756/19, 1756/22, 1800/98, 1800/97, 1756/20, 1756/23, 1800/82, 

1756/15, 1753/20, 1756/13, 1800/83 

 

 

 

Gebäude 1 +2  Gewerbl.  Nutzung  Wohnnutzung  Pflegeheim 

Erdgeschoss  498m²    42m²    610m² 

1.Obergeschoss 0m²    0m²    1.222m² 

2.Obergeschoss 498m²    724m²    0m² 

3.Obergeschoss 498m²    363m²    0m² 

4.Obergeschoss 498m²    0m²    0m² 

Summe  498m²    2.623m²   1.832m² 

 

 

 

Gebäude 3  Gewerbl.  Nutzung     

Erdgeschoss  346m²      

1.Obergeschoss 346m²       

2.Obergeschoss 346m²      

Summe  1.038m²  

 

Summe G 1, 2 u. 3 3.030m²   2.623m²   1.832m² 

 

 

 

Gewerbl. Nutzung: Büroräume, Arztpraxen, Therapieräume 

Wohnnutzung: Einzeln vermietbare Wohnungen mit Mietflächen zwischen 35m² und 88m² 

Pflegeheim: Gewerblich genutzte Tagespflegeeinrichtung mit 18 Zimmern, 

Allgemeinbereichen wie z.B. Aufenthaltsräumen, Küche und Personalräumen 

 

 

 

 

Essen, 22.06.2023 
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architektur scheib 
 

 

 

Stellplatznachweis 

 

Neubau Pflegezentrum und Wohnungen sowie Ärztehaus 

„Rechts am Zweibrücker Weg“ 

Zweibrücker Straße 

66424 Homburg 

Flurstücke 1756/19, 1756/22, 1800/98, 1800/97, 1756/20, 1756/23, 1800/82, 

1756/15, 1753/20, 1756/13, 1800/83 

 

 

1. Annahme für den Mindestbedarf an Stellplätzen und Abstellanlagen für PKWs 

und Fahrräder für Wohnnutzungen. 

hier Wohnungen <60m² Nutzfläche 1 Stellplatz je WE 

 

1 Stellplatz PKW je 1 Wohneinheit 

2 Fahrradstellplätze je 1 Wohneinheit 

 

Geschoss  Anzahl WE  PKW Stellplätze Fahrradstellplätze 

        <60 m² 

Erdgeschoss   1   1 Stpl.   1 Stpl. 

1.Obergeschoss  1   1 Stpl.   1 Stpl. 

2.Obergeschoss  12   12 Stpl   12 Stpl. 

3.Obergeschoss  7   7 Stpl.   7 Stpl. 

4.Obergeschoss  3   3 Stpl.   3 Stpl. 

Summe Gebäude 1+2 24   24 Stpl.  24 Stpl. 

 

2. Annahme für den Mindestbedarf an Stellplätzen und Abstellanlagen für PKWs 

und Fahrräder für Wohnnutzungen. 

hier Wohnungen >60m² Nutzfläche 1,5 Stellplatz je WE 

 

1,5 Stellplatz PKW je 1 Wohneinheit 

1,5 Fahrradstellplätze je 1 Wohneinheit 

 

Geschoss  Anzahl WE  PKW Stellplätze Fahrradstellplätze 

        >60 m² 

Erdgeschoss   0   0 Stpl.   0 Stpl. 

1.Obergeschoss  0   0 Stpl.   0 Stpl. 

2.Obergeschoss  2   3 Stpl   3 Stpl. 

3.Obergeschoss  2   3 Stpl.   3 Stpl. 

4.Obergeschoss  2   3 Stpl.   3 Stpl. 

Summe Gebäude 1+2 6   9 Stpl.   9 Stpl. 
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architektur scheib 
 

3. Satzung der Anlage Richtzahlentabelle für den Mindestbedarf an Stellplätzen 

und Abstellanlagen für Fahrräder Nr. 1.10 „Altenwohnheime, Pflegeheime, 

Tagespflege“ in Anlehnung an Stellplatzsatzung Saarbrücken 

 

1 Stellplatz PKW je 10 Betten, mind. 3 Stellplätze 

1 Fahrradstellplätze je 10 Betten 

 

Geschoss  Anzahl Betten  PKW Stellplätze Fahrradstellplätze 

Erdgeschoss   6   1 Stpl.   2 Stpl. 

1.Obergeschoss  12   2 Stpl.   3 Stpl. 

Summe Gebäude 1+2 18   3 Stpl.   3 Stpl. 

 

 

 

 

4. Satzung der Anlage Richtzahlentabelle für den Mindestbedarf an Stellplätzen 

und Abstellanlagen für Fahrräder Nr. 2.1 „Büro und Verwaltungsräume“ in 

Anlehnung an Stellplatzsatzung Saarbrücken 

 

1 Stellplatz PKW je 35m² NF, mind. 2 Stellplätze 

1 Fahrradstellplätze je 60m² NF 

 

Geschoss   m² NF* PKW Stellplätze Fahrradstellplätze 

Erdgeschoss G1  76*   2,2 Stpl.  1,3 Stpl. 

Erdgeschoss G3  218*   6,2 Stpl.  3,6 Stpl. 

Summe Gebäude 1 u.3 294*   9 Stpl.   5 Stpl. 

 

* Da zum jetzigen Planungsstand noch keine NF-Berechnung nach DIN277 vorliegt, wurde 

die ermittelte BGF-Fläche zu 60% als Nutzfläche angesetzt. 

 

 

 

5. Satzung der Anlage Richtzahlentabelle für den Mindestbedarf an Stellplätzen 

und Abstellanlagen für Fahrräder Nr. 2.2 „Räume mit erheblichem 

Besucherverkehr“ 

 

1 Stellplatz PKW je 25m² NF, mind. 3 Stellplätze 

1 Fahrradstellplätze je 40m² NF 

 

Geschoss   m² NF* PKW Stellplätze Fahrradstellplätze 

Erdgeschoss G1  151*   6 Stpl.   3,8 Stpl. 

1.Obergeschoss G3  218*   8,7 Stpl.  5,5 Stpl. 

Summe Gebäude 1 u.3 369*   9 Stpl.   10 Stpl. 

 

* Da zum jetzigen Planungsstand noch keine NF-Berechnung nach DIN277 vorliegt, wurde 

die ermittelte BGF-Fläche zu 60% als Nutzfläche angesetzt. 
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architektur scheib 
 
 

 

Punkt    PKW Stellplätze  Fahrradstellplätze 

1. Wohnungen <60m²   24    24 

2. Wohnungen >60m²   9    9 

3. Pflegeheim    3    3 

4. Büro / Verwaltung   9    5 

5. Arztpraxen    9    10 

Summe Stellplatzbedarf  54    51 

 

Als besondere bauliche Maßnahme i. S. des § 59 i. V. m. § 55 LBO sollen für bauliche 

Anlagen mit besonderem Besucherverkehr oder spezieller Eigenart für je 30 erforderliche 

Stellplätze 1 Behinderten-Stellplatz für Menschen nachgewiesen werden. 

Gewählt 3 Stellplätze für Behinderte (3,50 x 5,00m). 

 

Auf dem Grundstück sind 27 (davon 3 Beh.-) Stellplätze für PKW und 51 Fahrradstellplätze 

nachweisbar. 

 

Auf dem an das Plangebiet anschließende und teilweise zum Plangebet gehörende Flurstück 

1756/24 im Norden werden 24 Stellplätze für PKW nachgewiesen. Für die Bereitstellung der 

Stellplätze legt bereits eine Absichtserklärung und Einigung mit dem Eigentümer (s. Anlage) 

vor. 

 

 

 

 

Essen, 22.06.2023       

Dipl. Ing. (FH) Architekt      

Severin Scheib 
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Bearbeitet im Auftrag der 
Kreisstadt Homburg 
Am Forum 5 
66424 Homburg

Stand der Planung: 04.10.2022
SATZUNG

Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH

Kirchenstraße 12 · 66557 Illingen
Tel: 0 68 25 - 4 04 10 70  
email: info@kernplan.de

Geschäftsführer:  
Dipl.-Ing. Hugo Kern 
Dipl.-Ing. Sarah End

Rechts am Zweibrücker Weg -
1. Änderung
Bebauungsplan in der Kreisstadt Homburg, Stadtteil Homburg

M 1:10.000 Quelle: ZORA, LVGL

Maßstab 1:500 im Original
Verkleinerung ohne Maßstab

0 5 25 50

VERFAHRENSVERMERKE

• Der Stadtrat der Kreisstadt Homburg hat am 
__.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 1. Än-
derung des Bebauungsplanes „Rechts am Zweibrücker 
Weg“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Bebauungsplan zu ändern, wurde 
am __.__.____ ortsüblich bekanntgemacht (§ 2 Abs.1 
BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich der 1. Änderung des Bebauungsplanes 
gelegenen Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und 
Bezeichnungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen.

• Der Bebauungsplan wird gem. §  13a BauGB (Bebau-
ungspläne der Innenentwicklung) im beschleunigten 
Verfahren geändert. Gem. §  13a Abs.  3 und 4 BauGB 
wird eine Umweltprüfung nicht durchgeführt.

• Der Stadtrat der Kreisstadt Homburg hat in sei-
ner Sitzung am __.__.____ den Entwurf gebilligt 
und die öffentliche Auslegung der 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Rechts am Zweibrücker Weg“ be-
schlossen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf der 1. Änderung des Bebauungsplanes, be-
stehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text-
teil (Teil B) sowie der Begründung, hat in der Zeit vom 
30.08.2022 bis einschließlich 30.09.2022 öffentlich 
ausgelegen (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hinweis, 
dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von 
jedermann schriftlich, zur Niederschrift oder elektro-
nisch per Mail abgegeben werden können, dass nicht 
fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Be-
schlussfassung über den Bebauungsplan unberücksich-
tigt bleiben können, am __.__.____ ortsüblich bekannt 
gemacht (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
sowie die Nachbargemeinden wurden mit Schreiben 
vom 22.08.2022 von der Auslegung benachrichtigt 
(§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 
BauGB und § 2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist 
bis zum 30.09.2022 zur Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen seitens 
der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie der Nachbargemeinden Anregungen und 
Stellungnahmen ein. Die Abwägung der vorgebrachten 
Bedenken und Anregungen erfolgte durch den Stadtrat 
am __.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht haben, 
mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

• Der Stadtrat hat am __.__.____ die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Rechts am Zweibrücker Weg“ als 

Satzung beschlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Bebau-
ungsplan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung.

• Die 1. Änderung des Bebauungsplans „Rechts am Zwei-
brücker Weg“ wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

 Homburg, den ____.____.________

 Der Oberbürgermeister
 i.V. Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss der 1. Änderung wurde am 
__.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 
BauGB). In dieser Bekanntmachung ist auf die Mög-
lichkeit der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschriften sowie 
auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 BauGB, ferner auf 
Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche 
gem. § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und 
auf die Rechtsfolgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen 
worden.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes „Rechts am Zweibrücker Weg“, be-
stehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text-
teil (Teil B) sowie der Begründung, in Kraft (§ 10 Abs. 3 
BauGB).

 Homburg, den ____.____.________

 Der Oberbürgermeister
 i.V. Der Bürgermeister

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juli 
2022 (BGBl. I S. 1353).

• Baunutzungsverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. 
I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802).

• Verordnung über die Ausarbeitung der 
Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts 
(Planzeichenverordnung - PlanzV) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBI. 1991 I S. 58), zuletzt geän-
dert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch  
Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBl. I 
S. 1362, 1436).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 
des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 
306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 12 
des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. I S. 1237).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 16. März 2022 
(Amtsbl. I 648).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. 
S. 682), zuletzt geändert durch Artikel 60 des 
Gesetzes vom 08. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 
2629).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im 
Saarland - Saarländisches Naturschutzgesetz - 
(SNG) - vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), 
zuletzt geändert durch Artikel 162 des Gesetzes 
vom 08. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches 
Bodenschutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 
2002 (Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 
2393).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. S. 1994), zuletzt geändert durch 
Artikel 173 des Gesetzes vom 08. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358), zuletzt geändert durch 
Artikel 260 des Gesetzes vom 08. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

• Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gem. § 13a BauGB geändert. Die Vorschriften des 
§ 13 BauGB gelten entsprechend. Damit wird gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, 
welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusammenfassenden Erklärung nach 
§ 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach 
§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.

• Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren Bau-
vorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz als Untere 
Bodenschutzbehörde zu informieren.

• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 
Auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin-
gewiesen. Zudem wird auf § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass Oberflächenabflüsse (aufgrund von 
Starkregenereignissen) einem kontrollierten Abfluss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überflutungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberflächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besonderer Maßnahmen zur Abwehr von möglichen 
Überflutungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begründung und Grund-
stücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

• Naturraumtypische und standortgerechte Gehölze sind, sofern es der Gesundheitszustand erlaubt und die 
Verkehrssicherheit gewährleistet ist, zu erhalten, und in die Planung zu integrieren. Die Baumschutzsatzung 
der Kreisstadt Homburg ist zu beachten.

• Munitionsgefahren sind im Plangebiet nicht auszuschließen, da im gesamten Planungsbereich starke Bom-
bardierungen durch die alliierten Streitkräfte festgestellt wurden. Bei Bauarbeiten muss aus diesem Grund 
mit Kampfmitteln gerechnet werden. Das Gefährdungsband beginnt ab GOK 1945 bis in eine Tiefe von 6 m, 
endet aber an gewachsenem Fels. Bauarbeiten nach dem 2. Weltkrieg sind in dieser Auswertung nicht be-
rücksichtigt, da deren Tiefe und Umfang hier nicht bekannt sind. Das Landespolizeipräsidium empfiehlt da-
her, das Baugebiet vor geplanten Erdarbeiten durch eine Fachfirma für Kampfmittelbeseitigung detektieren 
zu lassen.

• Hinweise zu Richtfunkstrecken der Pfalzwerke Netz AG: Über das Plangebiet verläuft eine Richtfunkstrecke 
der Pfalzwerke Netz AG, die in der Planzeichnung nicht ausgewiesen ist, da für die im Plangebiet festgesetz-
ten maximalen Gebäudehöhen keine Beeinflussungen zu erwarten sind. Deutlich über diese Höhen hinaus-
gehende Einrichtungen, auch wenn diese zeitlich nur begrenzt aufgestellt werden sollten, bedürfen im Ein-
zelfall der vorherigen Prüfung, ob sich hierdurch eine Beeinflussung der Richtfunkstrecke ergibt, sowie der 
Zustimmung zur Errichtung durch den Betreiber der Richtfunkstrecke.

• Im Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen der Vodafone Kabel Deutschland GmbH. Die Vo-
dafone Kabel Deutschland GmbH weist darauf hin, dass die Anlagen bei der Bauausführung zu schützen 
bzw. zu sichern sind, nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert werden dürfen. Sollte 
eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung der Telekommunikationsanlagen erforderlich werden, benötigt 
die Vodafone Kabel Deutschland GmbH mindestens drei Monate vor Baubeginn den Auftrag an mitverle-
gung.tfr-sw@vodafone.com, um eine Planung und Bauvorbereitung zu veranlassen sowie die notwendigen 
Arbeiten durchführen zu können. 
Die Vodafone Kabel Deutschland GmbH weist ebenfalls darauf hin, dass ihr ggf. die durch den Ersatz oder 
die Verlegung unserer Telekommunikationsanlagen entstehenden Kosten nach § 150 (1) BauGB zu erstatten 
sind.

• Durch das markierte Planungsgebiet verläuft der Richtfunk FY3554-FY1171 der Deutschen Telekom Technik 
GmbH. Im Bereich der Verbindung Richtfunktrasse ist eine Bebauungshöhe von max. 35 m über dem Boden 
nicht zu überschreiten. Höhere Bauwerke würden den Betrieb der Verbindung unterbrechen. In diesem Fall 
ist daher eine Abstimmung mit der Deutschen Telekom Technik GmbH erforderlich.

• Durch das Plangebiet führt eine Richtfunkverbindung der Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, die in der 
Planzeichnung nicht ausgewiesen ist, da für die im Plangebiet festgesetzten maximalen Gebäudehöhen 
keine Beeinflussungen zu erwarten sind. Die Fresnelzone der Richtfunkverbindung befindet sich in einem 
vertikalen Korridor zwischen 59 m und 89 m über Grund. Der horizontale Schutzkorridor beträgt mind. +/- 
30 m zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen und der vertikale Schutzabstand zur Mittellinie mindestens +/-
15m. Deutlich über die festgesetzten Höhen hinausgehende Einrichtungen, auch wenn diese zeitlich nur 
begrenzt aufgestellt werden sollten (z. B. Baukräne), dürfen nicht in die Richtfunktrasse ragen.

HINWEISE

2.3 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 Abs. 1 BauNVO als Höchstmaß 
festgesetzt.

3. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.

Im Bereich des eingeschränkten Gewerbegebietes 
(GEE) wird eine offene Bauweise gem. § 22 Abs. 2 
BauNVO festgesetzt. In der offenen Bauweise sind 
Gebäude mit seitlichem Grenzabstand zu errichten.

Im Bereich der Mischgebiete MI 1 bis MI 4 wird eine 
abweichende Bauweise gem. § 22 Abs. 4 BauNVO 
festgesetzt. In der abweichenden Bauweise ist eine 
Grenzbebauung innerhalb des Plangebietes zulässig.

4. ÜBERBAUBARE UND NICHT ÜBERBAUBARE 
GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 23 BAUNVO

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im 
Bebauungsplangebiet durch die Festsetzung von 
Baugrenzen bestimmt. Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO dür-
fen Gebäude und Gebäudeteile die Baugrenze nicht 
überschreiten. Demnach sind die Gebäude innerhalb 
des im Plan durch Baugrenzen definierten Standortes 
zu errichten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in 
geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

Außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
untergeordnete Nebenanlagen und Einrichtungen 
(§ 14 BauNVO) zulässig, die dem Nutzungszweck der 
in dem Baugebiet gelegenen Grundstücke oder des 
Baugebietes selbst dienen und die seiner Eigenart 
nicht widersprechen. Die Ausnahmen des § 14 Abs. 2 
BauNVO gelten entsprechend.

Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie 
nach Landesrecht in den Abstandsflächen zulässig 
sind oder zugelassen werden können (z.B. Stellplätze, 
Garagen, Carports).

5. FLÄCHEN FÜR TIEFGARAGEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 4 BAUGB I.V.M. § 12 
BAUNVO Siehe Plan.

Tiefgaragen mit ihren Zufahrten sind in den dafür 
festgesetzten Flächen für Tiefgaragen zulässig.

Lüftungsschächte, etc. sind auch außerhalb der dafür 
festgesetzten Flächen für Tiefgaragen mit zulässig.

6. HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER 
WOHNEINHEITEN JE WOHNGEBÄUDE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 6 BAUGB Innerhalb des Mischgebietes MI 1 sind je 

Wohngebäude maximal 16 Wohneinheiten, innerhalb 
des Mischgebietes MI 2 je Wohngebäude maximal 
13 Wohneinheiten und innerhalb des Mischgebietes 
MI 3 je Wohngebäude maximal 10 Wohneinheiten 
zulässig. 

7. VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER 
ZWECKBESTIMMUNG; HIER: ÖFFENTLICHER 
FUSSWEG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB 

Siehe Plan.

Zur Sicherung des bestehenden Fußweges zwi-
schen „Zweibrücker Straße“ und der Straße „Am 
Forum“ wird eine Verkehrsfläche besonderer 
Zweckbestimmung, hier: öffentlicher Fußweg, fest-
gesetzt.

8. ANSCHLUSS AN ÖFFENTLICHE 
VERKEHRSFLÄCHEN; HIER BEREICH MIT 
EIN- UND AUSFAHRT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB

Siehe Plan.

Ein- und Ausfahrten zur „Zweibrücker Straße“ sind 
nur in dem dafür festgesetzten Bereich zulässig. 
Der ursprünglich festgesetzte „Bereich ohne Ein- / 
Ausfahrt“ entfällt.

9. MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE 
UND ZUR ENTWICKLUNG VON BODEN, 
NATUR UND LANDSCHAFT
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB Rodungsfristen: Zur Vermeidung der Tötung von 

nistenden Vögeln sind im Fall der Entfernung der Ge-
hölze die gesetzlichen Rodungsfristen gem. § 39 Abs. 
5 BNatSchG einzuhalten.
Diese Fristen sind auch auf den Rückbau der Unter-
stände, Garagen und die Räumung der Lagerflächen 
zu übertragen.

Beleuchtung: Beleuchtungen an Straßen und We-
gen, Außenbeleuchtungen baulicher Anlagen und 
Grundstücke sowie beleuchtete oder lichtemittieren-
de Werbeanlangen sind technisch und konstruktiv so 
anzubringen, mit Leuchtmitteln zu versehen und so 
zu betrei-ben, dass Tiere und Pflanzen wild lebender 
Arten vor nachteiligen Auswirkungen durch Lichtim-
missionen gem. § 41a BNatschG geschützt sind. Bei 
der Beleuchtung der Freiflächen und Stellplätze sind 
insektenfreundliche Beleuchtungssysteme (z. B. LED-
Leuchten) mit maximal 4.100 Kelvin Farbtemperatur 
mit möglichst geringer Lockwirkung für Insekten zu 
verwenden. Es sind nur Leuchten vorzusehen, die so 
eingeblendet sind, dass mög-lichst wenig Licht nach 
oben oder auf an-grenzende Grünflächen emittiert 
wird.

Nisthilfen: Je Gebäude sind mind. zwei Nisthilfen für 
Gebäudebrüter (Vögel / Fledermäuse) zu installieren, 
dauerhaft zu erhalten und bei Abgang gleichwertig 
zu ersetzen.

10. ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB Ab drei oberirdischen Stellplätzen ist im Umfang 

von je drei oberirdischen Stellplätzen mindestens 
ein standortgerechter klein- bis mittelkroniger Laub-
baumhochstamm (Stammumfang 18 - 20 cm) zu 
pflanzen.

Darüber hinaus sind die nicht überbaubaren Grund-
stücksflächen als begrünte Gartenflächen anzulegen, 
sofern sie nicht für Zufahrten, Stellplätze, Wege oder 
weitere Gestaltungselemente benötigt werden. Zu-
lässig sind alle Maßnahmen, die geeignet sind, eine 
ansprechende Durchgrünung und eine harmonische 
und optisch ansprechende Einbindung in das umge-
bende Siedlungsbild zu erreichen. Zur Eingrünung ist 
je 200 qm nicht überbauter Grundstücksfläche min-
destens 1 standortgerechter Laubbaumhochstamm / 
Stammbusch zu pflanzen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang nachzupflanzen.

Bei allen Baumpflanzungen muss grundsätzlich die 
offene oder mit einem dauerhaft luft- und wasser-
durchlässigen Belag versehene Fläche (Baumscheibe) 
mindestens 6,0 m2 betragen.

Bei der Baumarten- bzw. -sortenauswahl für den 
Stellplatzbereich ist die folgende Pflanzliste (Vor-
schlagsliste) zu verwenden, wobei auch andere 
standortgerechte Bäume gepflanzt werden können:

• Feld-Ahorn (Acer campestre)
• Spitz-Ahorn (Acer platanoides)
• Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus)
• Hainbuche (Carpinus betulus)
• Sommer-Linde (Tilia platyphyllos)
• Winter-Linde (Tilia cordata)
• Silber-Linde (Tilia tomentosa)
• Platane (Platanus x acerifolia)
• Mehlbeere (Sorbus aria)
• Rosskastanie (Aesculus hippocas-tanum)

1. ART DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB I.V.M.
§§ 6 UND 8 BAUNVO

1.1 MISCHGEBIET (MI 1 - 4)

 zulässig sind:

 ausnahmsweise zulässig sind:

 unzulässig sind:

Gem. § 6 BauNVO - Mischgebiet

Gem. § 6 Abs. 2 BauNVO

1. Wohngebäude,
2. Geschäfts- und Bürogebäude,
3. sonstige Gewerbebetriebe,
4. Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, 

kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke.

Gem. § 6 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 BauNVO

1. Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe 
des Beherbergungsgewerbes.

Gem. § 6 Abs. 2 und 3 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 5 
BauNVO und § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO.

1. Einzelhandelsbetriebe,
2. Anlagen für sportliche Zwecke,
3. Gartenbaubetriebe,
4. Tankstellen,
5. Vergnügungsstätten.

Unzulässig sind weiterhin gem. § 6 Abs. 2 BauNVO 
i.V.m. § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO Läden mit Geschäfts- 
und Verkaufsflächen für Sexartikel (Sexshops und 
Videotheken) und sonstige Gewerbebetriebe, in 
denen sexuelle Tätigkeiten gewerblich ausgeübt oder 
angeboten werden (Bordelle bzw. bordellähnliche 
Betriebe einschließlich Wohnungsprostitution und 
gewerbliche Zimmervermietung).

1.2 BEDINGTE ZULÄSSIGKEIT IM BEREICH DES 
MI 1 UND MI 2 GEM. § 9 ABS. 2 BAUGB

Die Errichtung von Gebäuden in den Teilflächen MI 
1 und MI 2 in einem Abstand von weniger als 60 m 
von dem Gasflaschentauschautomat (GTA) wird erst 
zugelassen, wenn der GTA an einen anderen Standort 
in mehr als 60 m Entfernung von den betreffenden 
Baufenstern verlagert wurde.

1.3 EINGESCHRÄNKTES GEWERBEGEBIET (GEE)

zulässig sind:

ausnahmsweise zulässig sind:

nicht zulässig sind:

Gem. § 8 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 4 BauNVO

Im eingeschränkten Gewerbegebiet GEE sind nur 
solche Betriebe und Anlagen zulässig, die nach ihrem 
Störgrad in einem Mischgebiet zulässig sind.

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i. V. m. § 1 Abs. 4 BauNVO

1. nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe, 
Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude.

Gem. § 8 Abs. 3. BauNVO

1. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und 
gesundheitliche Zwecke.

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 BauNVO 
und § 1 Abs. 9 BauNVO

1. Anlagen für sportliche Zwecke,
2. Tankstellen,
3. Einzelhandel.

Gem. §  8 Abs.  3 BauNVO i.V.m. §  1 Abs.  6 Nr.  1 
BauNVO

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschafts-
personen sowie für Betriebsinhaber und Betriebs-
leiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und 
ihm gegenüber in Grundfläche und Baumasse 
untergeordnet sind,

2. Vergnügungsstätten.

Gem. § 8 Abs. 2 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 9 BauNVO 
Läden mit Geschäfts- und Verkaufsflächen für 
Sexartikel (Sexshops und Videotheken) und sonsti-
ge Gewerbebetriebe, in denen sexuelle Tätigkeiten 
gewerblich ausgeübt oder angeboten werden 
(Bordelle bzw. bordellähnliche Betriebe einschließlich 
Wohnungsprostitution).

2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

2.1 HÖHE BAULICHER ANLAGEN
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB  
I.V.M. § 18 BAUNVO

Siehe Plan.

Maßgebender oberer Bezugspunkt für die maximale 
Höhe ist die Oberkante der baulichen und sonstigen 
Anlagen.

Die Gebäudeoberkante wird definiert durch den 
höchstgelegenen Abschluss einer Außenwand oder 
den Schnittpunkt zwischen Außenwand und Dachhaut 
(Wandhöhe) oder den Schnittpunkt zweier geneigter 
Dachflächen (Firsthöhe).

Unterer Bezugspunkt für die Gebäudeoberkante ist 
die Oberkante der östlich an das Plangebiet angren-
zenden Straßenverkehrsfläche der Zweibrücker Straße, 
gemessen an der straßenseitigen Gebäudemitte.

Durch Photovoltaikmodule / Solarmodule inkl. der 
zum Betrieb erforderlichen Anlagen und Bauteile 
kann die zulässige Gebäudeoberkante überschritten 
werden.

2.2 GRUNDFLÄCHENZAHL 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 19 BAUNVO

Siehe Plan.

Die Grundflächenzahl (GRZ) wird gem. § 9 Abs. 1 Nr. 
1 BauGB i.V.m. § 19 Abs. 1 und Abs. 4 BauNVO im 
Bereich der Mischgebiete (MI 1 - 4) sowie im Bereich 
des eingeschränkten Gewerbegebietes (GEE) auf 0,6 
festgesetzt. Die festgesetzte GRZ bezieht sich aus-
drücklich auf das gesamte Plangebiet und nicht nur 
auf die durch Perlschnur gebildeten Teilbereiche. 

Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die 
Grundflächen von

1. Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten,
2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO,
3. baulichen Anlagen unterhalb der Gelände-

oberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird,

mitzurechnen. 

Gemäß § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO darf die festge-
setzte GRZ durch Garagen und Stellplätze mit ihren 
Zufahrten, durch Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO und durch bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird (§ 19 Abs. 4 Nr. 1 bis 3 
BauNVO) bis zu einer GRZ von 0,8 im Bereich der 
Mischgebiete (MI 1 - 4) und des eingeschränkten 
Gewerbegebietes (GEE) überschritten werden.

Der Grundstücksfläche i. S. v. § 19 Abs. 3 BauNVO 
sind Flächenanteile an Gemeinschaftsanlagen hinzu-
zurechnen. Gemeinschaftsanlagen sind private 
Anlagen, die einem begrenzten Kreis von 
Grundstückseigentümern gehören, die durch die 
gemeinsame Errichtung und Unterhaltung einer 
Verpflichtung aus gesetzlichen Vorschriften nachkom-
men (z. B. Gemeinschaftsgaragen und 
Gemeinschaftsstellplätze).

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (GEM. § 9 BAUGB + BAUNVO)

Abwasserbeseitigung (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Saarländisches Wassergesetz)
• Das Plangebiet ist im modifizierten Trennsystem zu entwässern.
• Schmutzwasser ist über einen Schmutzwasserkanal in den bestehenden Mischwasserkanal abzuleiten.
• Anfallendes Regenwasser ist innerhalb des Plangebietes zu versickern (sofern der bodengutachterliche 

Nachweis erbracht wird), in einem getrennten Regenwasserkanal abzuleiten bzw. in oberirdischen und/
oder unterirdischen Rückhaltebecken entweder zur weiteren Verwendung (z.B. Bewässerung) zwischenzu-
speichern oder gedrosselt in den städtischen Mischwasserkanal abzugeben.

Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 4 LBO)
• Die Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachflächen ist zulässig.
• Fassadengestaltung: Unzulässig sind Fassadenverkleidungen aus glänzenden/reflektierenden Materialien. 

Ausnahmsweise sind auch andere Materialien zulässig.
• Flächen, die nicht als Stellplätze, Zufahrten, Terrassen oder Wege benötigt werden, sind unversiegelt zu 

belassen und gärtnerisch als Zier- oder Nutzgarten anzulegen. Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, 
auf denen hauptsächlich Steine zur Gestaltung verwendet werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer 
Zahl vorkommen (Schottergärten), sind im Bereich dieser Freiflächen nicht zulässig. Wasserdichte oder 
nicht durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien, Vlies) sind nur zur Anlage von dauerhaft mit Wasser gefüll-
ten Flächen zulässig. Mineralische Splitabdeckungen für z. B. trockenresistente und insektenfreundliche 
Beete oder Gartenanlagen ohne zusätzliches Vlies und Folie sind erlaubt.

• Standflächen für Abfallbehälter sind in den zur öffentlichen Straßenverkehrsfläche orientierten Bereichen 
entweder in Schränken einzuhausen oder sichtgeschützt anzuordnen.

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

Quelle: Roland Lupp, Dipl.Ing. Architekt AKS, Homburg; Stand der Planung: April 2021

TEILZUÄNDERNDER BEBAUUNGSPLAN (SATZUNGSBESCHLUSS 31.03.2022)

TEIL A: PLANZEICHNUNG

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Stand Kataster: 07.04.2021; Quelle: LVGL Saarland
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Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. 
Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte erzeugt. 
Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit der zugrunde 
gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen Liegenschaftskarte Koordinaten 
entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass die Genauigkeit im besten Falle die der 
grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der 
digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.
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PLANZEICHENERLÄUTERUNG
GELTUNGSBEREICH
(§ 9 ABS. 7 BAUGB)

MI MISCHGEBIET (MI)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 6 BAUNVO)

GEE
EINGESCHRÄNKTES GEWERBEGEBIET (GEE)
(§ 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB UND § 8 BAUNVO)

GOKmax.

HÖHE BAULICHER ANLAGEN; HIER: ZULÄSSIGE GEBÄUDEOBERKANTE ALS 
HÖCHSTMASS
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 18 BAUNVO)

GRZ GRUNDFLÄCHENZAHL
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 19 BAUNVO)

III ZAHL DER VOLLGESCHOSSE (HÖCHSTMASS)
(§ 9 ABS.1 NR. 1 BAUGB I.V.M. § 20 ABS. 1 BAUNVO)

o OFFENE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 2 BAUNVO)

a ABWEICHENDE BAUWEISE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 22 ABS. 4 BAUNVO)

BAUGRENZE
(§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 23 ABS. 3 BAUNVO)

TG FLÄCHE FÜR TIEFGARAGE
(§ 9 ABS.1 NR. 4 BAUGB)

10 WE HÖCHSTZULÄSSIGE ZAHL DER WOHNEINHEITEN JE WOHNGEBÄUDE
(§ 9 ABS.1 NR. 6 BAUGB)

VERKEHRSFLÄCHE BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG; HIER: 
ÖFFENTLICHER FUSSWEG
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ANSCHLUSS AN ÖFFENTLICHE VERKEHRSFLÄCHEN; HIER BEREICH MIT 
EIN- UND AUSFAHRT
(§ 9 ABS. 1 NR. 11 BAUGB)

ABGRENZUNG UNTERSCHIEDLICHES MASS DER NUTZUNG

HÖHENBEZUGSPUNKT

STANDORT GASFLASCHENAUTOMAT

Baugebiet
Wohneinheiten je 

Wohngebäude

Zahl der Vollge-
schosse

Grundflächenzahl
Höhe baulicher 

Anlagen

Bauweise -

ERLÄUTERUNG DER NUTZUNGSSCHABLONE

Bei allen Baumpflanzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpflanzungen, Teil 1 
- Planung, Pflanzarbeiten, Pflege, 2. Ausgabe 2015, 
Teil 2 Standortvorbereitungen für Neupflanzungen, 
Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, Bau-
weisen und Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die 
Gütebestimmungen für Baumschulpflanzen) ebenso 
wie die einschlägigen DIN Normen (DIN 18916 - 
Vegetationstechnik im Landschaftsbau, Pflanzen 
und Pflanzarbeiten) zu beachten. Die Bäume sind 
dauerhaft zu sichern und Ausfälle durch gleichartige 
Bäume zu ersetzen.

Für die Gehölzpflanzungen sollten, soweit mög-
lich, auf der Grundlage des § 40 BNatSchG, nur ge-
bietsheimische Gehölze mit der regionalen Herkunft 
„Westdeutsches Bergland und Oberrheingraben“ 
(Region 4) nach dem „Leitfaden zur Verwendung ge-
bietseigener Gehölze“ (BMU, Januar 2012) verwen-
det werden. 

Die Baumscheiben sind durch geeignete Maßnah-
men wie z.B. die Bepflanzung mit bodendeckenden 
Kleingehölzen oder Stauden, Ramm-Borden, etc. vor 
Oberflächenverdichtung zu schützen. 

Im Falle beengter Verhältnisse sind Belüftungs- und 
Bewässerungskanäle anzulegen; die Pflanzgrube 
muss mindestens 12,0 m3 umfassen und 1,50 m tief 
sein. 

Für die Ansaaten sollten auf der Grundlage des § 40 
BNatSchG nur zertifizierte gebietsheimische Saat-
gutmischungen mit der regionalen Herkunft „Ober-
rheingraben mit Saarpfälzer Bergland“ (Region 6) 
verwendet werden.

Eine Fassadenbegrünung ist grundsätzlich zulässig. 
Ebenso ist eine Begrünung der Dachflächen von 
Haupt- und Nebengebäuden zulässig.

10. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES 
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.
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